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Bayerisches religionsgesellschaftliches
Steuergesetz vom 27. Juli 1921

Das bayerische religionsgesellschaftliche Steuergesetz vom 27. Juli

1921 regelte das religionsgesellschaftliche Steuerrecht nach der

Novemberrevolution neu. In Anknüpfung an den seit der bayerischen

Kirchengemeindeordnung vom 24. September 1912 bestehenden

Rechtszustand hatte es den Zweck, für die Kirchensteuererhebung und

-verwaltung aller Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts gleiche

Grundsätze festzulegen. An den überlieferten staatlichen Leistungen

für die kirchliche Verwaltung und der Besoldung der Geistlichen wurden

dabei keine Änderungen vorgenommen.
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